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Nr. 100. Mittag Ausgabe. 

Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

London, 27. Februar. Nach hier eingetroffenen Nach: 
richten aus Waſhington vom 13. d. M. iſt Präfident Lin: 
coln überall mit Enthuſtasmus empfangen worden. — Vir⸗ 
ginien beſteht auf Aufrechterhaltung ſeiner Rechte, und macht 
dies zur Bedingung, wenn es bei der Union bleiben ſoll. 

Wien, 22. Febr. Abends 2 Uhr, Soeben beginnt die 
Beleuchtung der Stadt in Anlaß der heut erſchienenen Ver⸗ 
faſſungsſtatute. 

Paris, 27. Febr. Abends. Das „Pays“ und die „Patrie“ 
dementiren die Nachricht, daß Fraukreich die Abſicht habe, 
feine Truppen aus Nom zurückzuziehen. Die „Patrie“ vers 
fichert, daß Oberſt Türr foeben in Paris eingetroffen ſei. 

Paris, 26. Febr. Der „Moniteur de l'Armée“ zeigt an, General 
Bourbaki ſei zum Commandanten von Metz ernannt worden. 

Paris, 26. Febr. General Fergola hat auf die ihm gewordene Auffor⸗ 
derung, die Citadelle von Meſſina zu übergeben, erwidert, er ſei bereit, die: 
ſelbe in die Luft zu ſprengen. / s 

Wien, 27. Febr. Die heutige „Donauzeitung“ enthält ein Telegramm 
aus Moſtar in der Herzegowina vom 25. Febr., wonach die Aufſtändigen 
des Bezirks Jeni⸗Bazar an der montenegriniſchen Grenze, 5000 Mann ſtark, 
mit montenegriniſchem Zuzug die Stadt Bihar überfallen und mehr als 50 
muſelmänniſche Einwohner, darunter mehrere Frauen, getödtet, die Häufer 
geplündert und in Brand geſteckt haben. 4 

Turin, 26. Febr. Der Senat bat mit 129 gegen 2 Stimmen das 
Geſetz genehmigt, welches Victor Emanuel und ſeinen Nachkommen den Titel 
„König von Italien“ zuerkennt. 

Mailand, 26. Febr. Das 
veranza“ berichtet, beantragt, daß von nun an der erſtgeborene 
Königs von Italien für immer den Titel „Prinz von Piemont“ 


Centrale des Senates hat, wie die „Perſe⸗ 
Prinz des 
führen ſoll, 


um an jene Provinz zu erinnern, von welcher die Unabhängigkeit Italiens 
hervorging. 


Preuſen. 
4‘ 
Candtag. 
K. C. 18. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 27. Febr. 

Präſident Simſon eröffnet die Sitzung gleich nach 11 Uhr. Am Mi⸗ 
niſtertiſche: v, Auers wald, v. Schleinitz, v. Patow, Graf v. Pück⸗ 
1 c bee Regierungs⸗Commiſſarien. — Die Tribünen ſind ziemlich 
zahlreich beſetztt. 2 

Die ſieben Mitglieder, durch welche die Juſtiz⸗Commiſſion wegen Vorbe⸗ 
rathung der vorgeſtern eingebrachten Behrend'ſchen und Burghardt'ſchen 
Anträge verſtärkt iſt, find: Conrad, v. Reibnitz, Beſeler, Burghardt, Knöſe⸗ 
nagel, Kuhlwein, Hinrichs. + 5 

Präsident Simſon: Der Abg. Graf Renard hat in der letzten Sitzung 
zwei an das Präſidium des Hauſes gerichtete Schriftſtücke übergeben, von 
denen das eine eine 1 des Abg. iſt über das in der Sitzung vom 
8. d. M. ihm und dem Abg. Brämer gegenüber von mir eingehaltene Ver⸗ 
fahren, das andere den Antrag enthält, dieſe Erklärung in den ſtenographi⸗ 
ſchen Bericht einzufügen. Der Inhalt und die Form der Erklärung legen 
mir nach meiner Ueberzeugung die Pflicht auf, eine Entſcheidung des Hau⸗ 
ſes ſelbſt über die beiden Schriftſtücke herbeizuführen. Ich darf und werde 
dieſer Entſcheidung des Hauſes um ſo 12 mit meinem Urtheil vorgrei⸗ 
fen, da ich, wenn auch lediglich in meiner Eigenſchaft als Präſident, bei dem 
in Rede ſtehenden Vorgang betheiligt bin und überdies die Geſchäftsordnung 
dem Präſidenten nicht das Recht ertheilt, auch andere, als die in einer 
Sitzung fallenden mündlichen Aeußerungen eines Mitgliedes der Beurthei⸗ 
lung zu unterziehen. Ich beſchränke mich daher auf den Vorſchlag, die bei⸗ 
den Schriftſtücke einer Commiſſion des Hauſes, vielleicht der Geſchäfts⸗Ord⸗ 
nungs⸗Commiſſion, zur Begutachtung und zur Stellung der ihr geeignet 
ſcheinenden Anträge, zu überweisen. , 5 

Abg. Brä mer bittet um das Wort; der Präſident erſucht den Vice⸗ 

räjidenten Grabow, den Vorſitz zu übernehmen, damit er ſelbſt, falls im 
aufe der weiteren Verhandlungen in das Materille eingegangen werden 
ſollte, freier an der Debatte ſich betheiligen könne. 5 

Abg. Brämer: Es thut mir leid, in dieſer Angelegenheit das Wort 
ergreifen zu müſſen; aber, wie der Präſident mittheilt, iſt in den überreichten 
Schriftſtucken auch meiner Erwähnung geſchehen, und deshalb halte ich es 
für nöthig, hiermit zu erklären, daß dies ohne mein Mitwiſſen geſchehen iſt. 
Als der Herr Präſident mir auf meine zweite Anfrage antwortete, da war 
die Angelegenheit für mich vollſtändig erledigt, und ich ſtehe mit dem jetzigen 
Schreiben durchaus in keinem Zuſammenhange. 

Adg. Graf Renard: Ich befinde mich in der unangenehmen Lage, 
oͤffentlich angegriffen worden zu ſein und mich deshalb öffentlich vertheidigen 
zu müſſen. Gegenwärtig hat der Präſident abermals den Ausweg beliebt, 
die Angelegenheit der Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion zu überweiſen. Die 
Geſchäftsordnungs⸗Commiſſion iſt gar nicht geeignet, ein Urtßeil in dieſer 
Sache abzugeben; ich wende mich vielmehr an die ganze Verſammlung und 
hoffe, daß ſie mir nicht verweigern wird, öffentlich Urtheil zu ſprechen, 
wo ich öffentlich angegriffen bin. Es iſt mir öffentlich eine Beleidigung 
widerfahren (Widerſpruch, Murren), und ich wünſche deshalb nicht, daß die 
Sache nochmals verſchleppt werde. Ich verlange nichts, als daß meine 
Schriftſtücke hier oͤffentlich verleſen werden. Eine Ueberweiſung an die Ge⸗ 
ſchäftsordnung werde die Sache zu ſehr verzögern. 1 

Präſ. Grabow: Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete ſich nicht dar⸗ 
über zu äußern hatte, daß ihm eine Beleidigung zugefügt ſei. Es iſt ſtreng 
nach den Vorſchriften der Geſchäftsordnung verfahren. Es iſt gegen den 
Antrag des Herrn Präfidenten kein Widerſpruch erhoben, und ich erſuche 
diejenigen Herren, welche die beiden Schriftſtücke der Geſchaͤſtsordnungs⸗Com⸗ 
miſſion überweiſen wollen, ſich zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die ſehr 
überwiegende Majorität des Hauſes. 

räſ. Simſon übernimmt wieder den Vorſitz. 25 

Der Antrag der Abgg. Lyskowsfi (ſ. o.) geht an eine beſondere Commiſſion. 

Finanzminiſtor v. Patow: In Folge allerhöchſter Kabinetsordre vom 
geſtrigen Tage erlaube ich mir dem hohen Haufe einen Geſetzentwurf, betr. 
einige Abänderungen des Geſetzes vom 30. Mai 1820, wegen n d 
der Gewerbeſteuer vorzulegen. Es wird dem Hauſe erinnerlich ſein, daß 
bereits im vorigen Jahre ein Entwurf eingebracht ward; derſelbe iſt in der 
Commiſſion gründlich berathen, aber nicht zur Verhandlung im Plenum 
gelangt. In der Commiſſion hatte man ſich mit den Vorſchlägen der Re⸗ 
gierung im Allgemeinen einverſtanden erklärt, nur in einem erheblichen 
Falle eine Modifikation beliebt, nämlich darin, daß die Steuer vom Handel 
nicht, wie vorgeſchlagen, in zwei Klaſſen, ſondern in drei Klaſſen getheilt 
werde. Die Staatsregierung hat ſich den Commiſſions⸗Vorſchlägen ange: 
ſchloſſen, und fie glaubt im Sinne der Commiſſion verfahren zu fein, — 
Die Vorlage wird der Commiſſion für Finanzen und Zölle und für Handel 
und Gewerbe überwieſen. 8 Ya 

Bei Berathung des Berichts der Budget⸗Commiſſion über die direkten 
und indirekten Steuern beſchwert ſich Abg. Harkort in Bezug auf die Ein⸗ 
kommen- und Klaſſenſteuer über „die Schraube ohne Ende“, welche die 
Finanzbeamten im Lande in Bewegung ſetzen; die Stadt 3 ſei 
„B. in den letzten Jahren um 50% in der Klaſſenſteuer geſteigert, dabei 
ki der Wohlſtand im Volke fo gejunfen, daß man endlich an der Grenze 
angelangt ſei; man ſolle nur in den irdenen Topf der Armen ſehen, nicht 
in die Kuchen der Reichen; er thoffe, der Herr Finanzminiſter werde die 
nöthigen Inſtructionen zur Abbi fe erlaſſen. (Bravo.) inanzminiſter 
v. Patow: mit der fteigenden Bevölkerung und dem ſteigenden Wohlſtande 
müßten auch die perſönlichen Steuern ſteigen; willkürliche Erhöhungen ſei⸗ 
tens der Provinzial⸗Regierungen würden von der Central⸗Behörde immer 
gemißbilligt. — Abg. Andrs nicht blos mit dem ſteigenden Wohlſtande 
ſtiegen die Steuern; von zu hohen en ſpreche auch der Bericht; 
im Regierungs⸗Bezirk Düſſeldorf z. B. um 15,000 Thlr. Im Regierungs- 
Bezirk Trier habe die Regierung in dem ärmſten Kreiſe, ohne vorherige An⸗ 
frage bei der Einſchätzungs⸗Commiſſion, hundert und elf Erhöhungen wor: 


genommen, und keine Herabsetzung genehmigt; der Finanzminiſter möge 


et 


Verlag von Eduard Trewendt. 
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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Veſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Donnerstag, den 28. Februar 1861. 


dafür ſorgen, daß feine Inſtructionen auch befolgt würden. — Finanz 
Miniſter: er bitte den Kreis zu nennen; dergleichen ſei gewiß gegen die 
Intentionen des Finanzminiſteriums. 

Abg. André: Den Kreis wolle er wohl nennen; er glaube aber, es ſeien 
alle Kreiſe; die 111 Fälle beträfen übrigens lauter geringe Leute. — Abg. 
v. Bentkowski: Im Kreiſe Gneſen ſeien gegen die ausdrückliche Erklä⸗ 
rung der Einſchätzungscommiſſion Erhöhungen vorgenommen; das komme 
her von der neuen Interpretation der beſtehenden Geſetze wegen des Ge⸗ 
brauchs der polniſchen Sprache. — Finanzminiſter v. Patow: Die eben 
angeregte Frage ſchwebe noch; die betr. Einſchätzungscommiſſion habe die 
Aufſtellung der Steuerliſte in polniſcher Sprache verlangt, obſchon alle Mit⸗ 
glieder der deutſchen Sprache mächtig geweſen ſeien (hört! hört!); er über⸗ 
laſſe dem Hauſe, zu entſcheiden, auf weſſen Seite die Chikane ſei (lebhaftes 
Bravo rechts). — Abg. v. Vincke (Hagen): Ihm ſei mitgetheilt (von Frei⸗ 
herr v. Diergardt, wie Redner andeutet), daß in Pommern die Veranlagung 
zur Einkommenſteuer ſehr niedrig ſei; das ſei im Intereſſe der ſonſt ſchon 
überlaſteten weſtlichen Provinzen zu beklagen. — Finanzminiſter v. Patow: 
Die Einſchätzungen ſeien noch nicht ganz jo in Ordnung wie fie fein müßten; 
die Regierung ſei beſtrebt, möglichſt abzuhelfen. — Abg. Graf O riolla 
kann für Schleſien beſtätigen, was Harkort für Weſtfalen geſagt; zum Be⸗ 
weiſe führt er die große Zahl der Subhaſtationen und der Konkurſe, die 
Mißernte, an; der Grundbeſitz, der große wie der kleine, bedürfe der Erleich⸗ 
terung. — Abg. v, Ammon erhebt ähnliche Klagen für ſeinen Bezirk 
(Kölns; es ſei hohe Zeit, auf dieſem abſchüſſigen Pfade einzuhalten. — Abg. 
v. Hoverbeck desgleichen zu Gunſten der Klaſſenſteuerpflichtigen; bei der 
Einkommenſteuer gebe es wenigſtens zwei Inſtanzen. — Abg. Behrend 
(Danzig): Die Einkommenſteuerpflichtigen könnten eher noch mehr aufbrin⸗ 

en, als die Klaſſenſteuerpflichtigen; er beklage, daß der Ertrag der letzteren 

teuer um 66,000 Thlr. höher angeſetzt ſei, und nicht der der erſteren. — 
Abg. Brämer: Im Reg.-Bez. Gumbinnen ſei die Klaſſenſteuer um einige 
90,000 Thlr. geſtiegen. — Abg. Burghardt: Er möchte dem Finanzmini⸗ 
ſter anheim geben, ob nicht die Bezirksregierungen anzuweiſen ſeien, nie⸗ 
mals auf die allgemeinen Vermerke in den Einſchätzungs⸗ u. ſ. w.⸗Rollen 
15 ah en vorzunehmen, und ferner nie ohne vorherige Anfrage beim 
andrath. 

Abg. Waldeck konſtatirt, daß auch im Minden⸗Ravensberg'ſchen und 
in feinem Wahlbezirke (Bielefeld⸗Halle⸗Wiedenbrück) Klagen über beträcht⸗ 
liche Erhöhung in der Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer erhoben würden. Er 
wolle nur feiner Pflicht genügen, indem er das Faktum konſtatire, daß eine 
ſolche Erhöhung eingetreten, trotzdem der Wohlſtand nicht geſtiegen ſei. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Er finde in den Aeußerungen des Finanz⸗ 
Miniſters eine Beſtätigung feiner Worte, und wie es ſcheint, der Abg. 
Burghart mit ihm, denn derſelbe nicke ihm freundlich zu. (Heiterkeit. ) 

Abg. Oſterrath: Er müſſe für die Regierungen, auf welche ſo viel los⸗ 
gezogen ſei, wenigſtens für diejenige, welcher er anzugehören die Ehre habe 
(Oppeln), ein Wort einlegen. Wenn man wolle, daß nicht die Regierungen, 
ſondern die Landräthe die Feſtſtellung der Steuerrollen vornehmen ſollen, 
ſo ſei eine Abänderung des Geſetzes nöthig. Den Regierungen würden die 
Steuerrollen im November zugeſchickt und am 1. Januar müßten ſie wieder 
in den Händen der Landräthe ſein, damit die Erhebung vor ſich gehen könne; 
ob nun die dazwiſchen liegende Zeit zur Prüfung der Rollen genüge, gebe 
er zu bedenken. Es ſei die Obliegenheit der Regierung, die Rollen zu ver⸗ 
gleichen; kämen nun Liſten, welche ein Herabgehen der Steuer bekundeten, 
ohne daß eine Abnahme des Wohlſtandes oder der Bevölkerung ſtattgefun⸗ 
den hätte, ſo ſei es die Aufgabe der Regierung, die Landräthe aufmerkſam 
zu machen, daß das Prinzip der Gerechtigkeit eine Erhöhung in der Steuer⸗ 
veranlagung erheiſche. Bei dem jetzigen Verfahren gebe es genug Wege zu 
Reklamationen und zur Abhilfe, und wenn man ſage, daß die Landleute 
nicht ſchreiben könnten, ſo wiſſe er aus Erfahrung, daß die Leute ganz gut 
Rekursgeſuche einreichen könnten. 

„Der Referent v. Bockum⸗Dolffs iſt von der Erklärung des Finanz 
Miniſters zufrieden geſtellt. 

Bei dem Titel zur Gewerbeſteuer iſt die Einnahme 1000 Thlr. 2 — 
als im vorigen Jahre angeſetzt; die Kommiſſion, welcher dieſer Mehran⸗ 
ſpruch nicht gerechtfertigt erſcheint, hat denſelben geſtrichen. Der Finanz⸗ 
miniſter bittet die Poſition beizubehalten. In früheren Jahren habe man 
die Erträge des vorigen Jahres in den Etat aufgenommen, jetzt ſei man 
davon abgewichen und habe den Anſatz ermäßigt. Das ſei auch bei der 
Gewerbeſteuer geſchehen, wo der Etatanſatz hinter dem vorigen Jahre um 
mehr als 30,000 Thlr. zurückgeblieben ſei. — Die einzelnen Poſitionen zur 
Einnahme von den direkten Steuern werden nach den Anträgen der Kommiſſion 
angenommen. 5 

Bei dem Abſchnitt: „Ausgabe“ beantragt die Kommiſſion, die Erwar⸗ 
tung auszusprechen, die Regierung werde den Grundſatz durchführen, die zur 
Einhebung der fiskaliſchen Gefälle beſtehenden „Kaſſen“, ſoweit nur immer 
thunlich zu vereinigen. Abg. Kühne (Berlin) erklärt ſich gegen die Reſo⸗ 
lution, welche einen ungerechtfertigten Tadel gegen die Regierung ausſpreche. 
Abg. Oſterrath für die Reſolution, die ſchon vor 2 Jahren in etwas ſchär⸗ 
ferer Faſſung beſchloſſen worden ſei. Einen Tadel enthalte dieſelbe nicht, 
— dies ſonſt bei jeder Neſolution der Kommiſſion zum Budget 
annehmen. 

„Abg. Kühne (Berlin): Vor zwei Jahren ſei die bezügliche Reſolution 
nicht angenommen, ſondern abgelehnt worden. Die Regierung habe die 
ausgeſprochenen Wünſche thunlichſt berückſichtigt und bedürfe hierin keines 
Anreizes. Der Finanzminiſter erklärt, daß die Annahme der Reſolution 
nur ein unverdientes Tadelsvotum ſein würde. Nachdem der Abg. Kühn 
12 50 bemerkt, daß die Regierung in der Kombination der Kaſſen 
ür Domänengefälle, Separationskoſten ꝛc. ſoweit vorgegangen, als ſie nur 
konnte, und der Abg. Oſterrath einige Fälle anführt, in weichen kombi⸗ 
nirte Kaſſen wieder getrennt worden, wird die Reſolution angenommen. 
Ein Gleiches geſchieht in Bezug auf die einzelnen Poſitionen. 

Bei der „Verwaltung der indirekten Steuern“ hat die Komm. zu dem 
Titel über die Einnahmen von den Eingangs, Ausgangs- und Durchgangs: 
Abgaben die Summe von 270,976 Thlrn. abgeſetzt als Einnahme- Aus fall 
von % des zu 325,171 Thlrn. veranſchlagten Betrages, und zwar in Rück⸗ 
ſicht auf den von beiden Häuſern angenommenen Geſetzentwurf wegen Auf- 


hebung der Durchgangs⸗Abgaben. 


Finanzminiſter v. Patow: Das Intereſſe der Landesvertretung bei Feſt⸗ 
ſtellung der Einnahmen gehe nur dahin, ſich die Ueberzeugung zu verſchafſen, 
daß die Etatseinnahmen nicht künſtlich in die Höhe getrieben und dann daraus 
falſche Folgerungen gexogen werden. Das vorige Jahr ſei als ein ungün⸗ 
ſtiges für die indirekten Steuern betrachtet worden, ſo daß für den erwar⸗ 
teten Ausfall von Millionen rn getroffen ward; die Abſchlüſſe des vor. 
Jahres lägen noch nicht vor, er glaube aber, daß nicht nur kein Ausfall, 
ſondern noch weſentliche Ueberſchüſſe ſich ergeben würden. Einer Finanzver⸗ 
waltung, die in einem ungünſtigen Jahre ſolche Reſultate erziele, könne man 
doch nicht den Vorwurf machen, daß ſie in den Anſätzen zu hoch greife. Es 
ſei kein Anlaß vorhanden, von der ausgeworfenen Summe zu abſtrahiren; 
dieſelbe ſei nur unbedeutend, und er hege die Ueberzeugung, daß trotz des 
Ausfalls noch ein Ueberſchuß erzielt werden würde. Eine Aenderung möchte 
zudem, da der Etat ſchon in den Händen vieler Behörden ſei, manche Stö⸗ 
rung verurſachen. 5 , 

Abg. v. Binde en bedauert, dem Finanzminiſter widerſprechen zu 
müſſen. Wäre die Vorausſetzung des Miniſters richtig, dann hätte er eine 
um ſo viel größere Summe in Voraus in Anſatz bringen können. Falle 
eine Einnahme im Etat weg, dann müſſe ſie auch geſtrichen werden, das jei 
völlig ſelbſtverſtändlich. Wenn der Miniſter eine Störung durch dieſe Aen⸗ 
derung im Etat befürchte, dann müßte ja das Haus, wenn es ihm willfah⸗ 
ren wolle, das ganze Budget unverändert 7 Das Haus habe nichts 
andres zu thun, als ſich an die Poſition des Miniſters bei Vorlegung des 
Etats zu halten. 5 vor 

Finanzminiſter v. Patow: Gegen die Logik in der Ausführung des Vor⸗ 
redners habe er nichts einzuwenden; er müſſe aber wiederholen, daß der 
Etat, nach den frühern Grundſätzen normirt, weit höher hätte feſtgeſetzt wer⸗ 
den können. Er wolle an einen Präcedenzfall erinnern, wo er als Mitglied 
des Hauſes im Budget einen Fehler bis zum Belaufe einer Million entdeckt, 
das Haus aber den Mehranſaß nicht geſtrichen habe, in der richtigen Erwar⸗ 
tung, daß die Einnahmen doch eine ſolche Höhe erreichen würden. Seine 


— — 


Hoffnungen beruhten nicht auf ſanguiniſchen Vermuthungen, ſondern auf 
ziemlich guten Grundlagen. 8 

Abg. Stavenhagen: Nun, damit nicht der vorliegende Fall ſpäter 
einmal als Präcedenzfall vorgeführt werde, müſſe man die bezeichnete 
Summe ſtreichen. 8 

Zu dem Titel: „Rübenzuckerſteuer“ bemerkt der Abg. Behrend (Dan⸗ 
zig): Für die Rübenzucker⸗Fabrikanten werde, dem Vernehmen nach, auf der 
nächſten Zollkonferenz eine Rückvergütung für ausgeführten Zucker verlangt 
werden, damit dieſelben im Auslande mit dem indiſchen Zucker konkurriren 
könnten. Wenn er auch einen ſolchen Antrag im Prinzip für richtig halte, 
ſo müſſe er doch auf die Folgen hinweiſen, welche ſowohl für die Konſu⸗ 
menten als für die fiskaliſchen Intereſſen der Zollvereinskaſſen bedenklich 
ſein würden, da nicht blos ein Ausfall in dieſen Kaſſen, ſondern auch eine 
Steigerung der Zuckerpreiſe im Inlande au erwarten ſei. Nun höre er aber, 
daß außer jener Rückvergütung noch die Aufhebung der Vergütung für im 
Inlande raffinirten indiſchen Zucker beabſichtigt werde. Die Konſumenten 
würden alſo doppelt getroffen werden, alles zum Vortheile der Fabrikanten 
in Sachſen. Wolle man eine ſolche volkswirthſchaftlich wohlbegründete 
Maßregel, wie die Exportbonifikation für Rübenzucker, dann müſſe man auch 
den Eingangszoll auf indiſchen Zucker entſprechend herabſetzen. 

„Der Finanzminiſter v. Patow erklärt es für richtig, daß ein Antra 
wie der bezeichnete, beabſichtigt werde; derſelbe würde ſogar noch früher als 
angegeben zur Sprache kommen. Er müſſe ſich indeß näherer Details ent: 
halten, da die Verhandlungen nahe bevorſtänden. 

Abg. Jacobs: Er könne nicht ſagen, daß die Erhöhung der Rüben⸗ 
uckerſteuer Schuld ſei an der Mindereinnahme. Es ſei nur Abtrag auf 
früher Eingenommenes. Der Geldpunkt ſei doch die Hauptſache. Die Zuk⸗ 
kerpreiſe ſeien im Lauf der ah billiger geworden und wenn man in 
Sachſen beſſer zahlen könne, jo würden auch die weſtlichen Provinzen ihre 
Produkte beſſer loswerden. 


In dem Titel „Schifffahrtsabgabe auf Elbe, Rhein und Weſel“ iſt wegen 
der beſchloſſenen Ermäßigung der Rheinzölle die Summe von 170,267 Thlrn. 
durch den Beſchluß der Comm. von der Einnahme abgeſetzt worden. Der 

in anzminiſter enthält ſich hierbei jeder Bemerkung, da er das Nöthige 
chon bei der Diskuſſion über die Durchgangsabgaben beigebracht habe. 

Sämmtlichen Poſitionen der Einnahme von den indirekten Steuern wer⸗ 
den darauf nach den Anträgen der Comm. angenommen. Die übrigen Po⸗ 
ſitionen geben zu einer Diskuſſion keinen Anlaß. 

Bei Berathung des Etats für das Burean des Hauſes beantragt Abg. 
Hartmann Abſetzung der Miethe von 400 Thlr. für den Eingang zu dem 
Haufe von der Niederwallſtr. aus und motivirt dieſen Antrag durch die 
Entbehrlichkeit des Eingangs. Präſident: Die Frage ſei auch in einer 
Sitzung des Vorſtandes zur Sprache gekommen und es habe ſich herausge⸗ 


ſtellt, daß aller Wahrſcheinlichkeit nach der Eingang, der ſich ſchon äußerlich 


in keiner Weiſe empfehle, überflüſſig ſein werde. Schwierigkeiten würden 
ſich nur beim Schluß der Sitzungen herausſtellen, wenn das Publikum und 
die Abg. zu gleicher Zeit das Haus verließen, deshalb ſolle in der nächſten 
Woche verſuchsweiſe der Eingang in der Niederwallſtr. geſchloſſen und nach⸗ 
dem Ausfalle die deſinitive Entſcheidung wegen des betreffenden Miethsver⸗ 
trags getroffen werden. Abg. Hartmann zieht ſeinen Antrag zurück. 

Den Beſchluß der Commiſſion: von der Anregung des Baues eines 
neuen Parlamentshauſes vorläufig abzuſtehen, bezeichnet der Abg. Harkort 


als gerechtfertigt, erhebt aber Beſchwerde über „das dunkle Ding“, welches 


Bibliothek des Hauſes genannt werde, wo nicht vier Menſchen zuja 


Licht hätten. — Der Präſident erklärt, auf eine Anfrage des e ums = 


im vergangenen Jahre wegen des erſten Punktes, habe der 
Innern erwidert, daß die erforderlichen Schritte wegen Cru 
geeigneten Bauplatzes getroffen ſeien, und auf eine zweite Anfrage, daß die 
bann en noch ſchweben; auf eine erneuerte Anfrage werde der ſoeben 
eintretende Miniſter des Innern (Heiterkeit) Auskunft ertheilen können. — 
Miniſter des Innern: Er könne in dieſem Augenblick nur erklären, daß 
die Verhandlungen noch nicht zum Abſchluß gekommen ſeien. (Heiterkeit). 

Die Errichtung eines Provinzialarchivs in Poſen wird vom Abg. Senff, 
deſſen Vortrag bei der Unruhe im Hauſe unverſtändlich bleibt, und vom 
Abg. v. Niegolowski befürwortet, vom Reg.⸗Commiſſar unter Hinweis 
auf das geringe Material beſtritten; der Juſtizminiſter weiſt dabei die 
Behauptung des Abg. v. Niegolowski, die Grodarchive liefen Gefahr dilapi⸗ 
dirt zu werden, mit der Bemerkung zurück, dieſelben würden von den Juſtiz⸗ 
behörden gut verwaltet; das Haus lehnt nach dem Vorſchlage der Comm. 
es ab, die Errichtung wieder, wie im v. J., zu on 2 

Bei dem Etat für die General⸗Ordenscommiſſion (26,900 Thlr.) ſpricht 
Abg. Brämer den Wunſch, nicht den Antrag aus, die Regſerung werde 
dieſen Poſten möglichit ermäßigen. Die Zeit ſei noch nicht lange her, wo 
250 be der Hälfte ausgereicht habe; jetzt ſei Sparſamkeit dringend zu 
empfehlen. 

Bei dem Etat des auswärtigen Miniſteriums bemerkt Abg. Harkort: 
Es ſei bekannt, daß der preußiſche Geſandte in Gaeta General⸗Poſtmeiſter 
geworden ſei, über Frankfurt wolle er den Schleier werfen, der Geſandte in 
Hannover glänze durch ſeine Abweſenheit, der Geſandte in Kaſſel verkehre 
nicht mit den Männern, die als Vertreter des Heſſenlandes gelten könnten 
überhaupt ſchienen die alten . an der preußiſchen Diplomaten no 
vorzuwalten. Der Kanzler des ſpaniſchen General⸗Conſulats ſei nicht in 
Spanien, ſondern ſchreibe Broſchüren in Berlin; eine Anſtellun 
gen Cenſuln ſei beſſer. e zur Sprache zu bringen, fei nicht an⸗ 
genehm, aber im öffentlichen Intereſſe. Die jetzige „Garnitur unſerer Di⸗ 
plomaten“ möge ſehr gut jein als Cavaliere bei 8 
riellen Intereſſen des Landes wüßten ſie Enke oder nichts. 


itte 


von thäti⸗ 


Miniſter v. Schleinitz: Mit einer Conſequenz, welche einer beſſern 
Sache werth wäre, läßt der Vorredner keine Gelegenheit vorübergehen, um 
ſeiner ungünſtigen Meinung über die preußiſche Diplomatie Ausdruck zu ge⸗ 
geben. Ich habe mich bereits bei früheren Gelegenheiten entſchieden gegen 
dergleichen Urtheile verwahrt und dieſe mit voller Ueberzeugung als Vor⸗ 
urtheile bezeichnet. Auch heute hat der Vorredner nichts angeführt, was zur 
Begründung des allgemeinen Tadels dienen könnte. Ich glaube deshalb um 
ſo weniger auf eine nähere Erörterung eingehen zu dürfen, weil es kein 
ſchwierigeres Geſchäft giebt, als gegen vorgefaßte Meinungen anzukämpfen; 
ich will nur bemerken, daß man an anderen Orten dieſe Anſchauungen kei⸗ 
neswegs theilt, und daß namentlich im Auslande die preußiſche Diplomatie 
ſich eines wohlverdienten Anſehens erfreut, und daß zes Niemand einfällt, 
derſelben eine untergeordnete Stufe einzuräumen. Die Anführnngen des 
Redners enthalten ganz entſchiedene Unrichtigkeiten. Er hat geſagt, der Ge⸗ 
ſandte in Hannover glänze nach wie vor durch ſeine Abweſenheit. Das iſt 
ſalſch; der Geſandte iſt vielmehr fortwährend anweſend. Im Uebrigen ſind 
die anderen Anführungen mir neu, weshalb ich in eine ſachgemäße Erörte⸗ 
rung derſelben nicht eintreten kann. Wo es ſich darum handelt, Verſtöße 
zu rügen, Mißbräuche abzuſtellen, da wird der Vorredner ſtets auf das be⸗ 
reitwilligſte und dankbarſte Entgegenkommen von meiner Seite rechnen dür⸗ 
fen; es wird in allen Fallen nur darauf ankommen, die Anregung zu ge⸗ 
ben, um des Erfolges gewiß zu fein. Allein bevor der ordnungsmäßige In⸗ 
ſtanzenweg erſchöpft iſt, dergleichen Angelegenheiten zum Gegenſtande öffent» 
licher Beſchwerden zu machen, ſcheint mir ein Verfahren, welches nur viel⸗ 
ode 11 erregen kann. Ich möchte deshalb dem Vorredner anheim 
tellen, die 
Form ''einlleiden zu wollen. 

Abg. Behrend (Danzig) hebt die vielfachen Klagen der Kaufmannswelt 


über die Konſulate in England hervor, der Generalkonſul in London werde 


über die Anſtellung der Vicekonſuln gehört. d. h. ſeine Anſicht ſei maßgebend; 
glücklicher Weiſe ſei das in andern Ländern nicht der Fall; da würden die 
Vertreter des Kaufmannsſtandes über die Qualifikation der Vicelonſuln ge⸗ 
hört; das möchte auch für England eingeführt werden, wo nicht alle Kon⸗ 
ſuln hinlänglich qualiftzirt feien, nicht alle deutſch könnten. er 
Miniſter v. Schleinitz: Der General⸗Konſul in London ſei einer der 
älteſten preußiſcher Konſularbeamten; die Beſchwerden über ihn ſeien ſchon 
in der Kommiſſion zurückgewieſen; die vom Vorredner gerügte Einrichtung 
habe ſich bewährt; gegen jeden Vorwurf, der den Charakter dieſes Mannes 
treffen könne, müſſe er ſich auf das Beſtimmteſte verwahren. (Bravo. 

Zu dem Antrage der Kommiſſion wegen Aufhebung der Geſandtſchaften 
in Kaſſel und Darmſtadt, deren Funktionen andern Geſand chaften übertra⸗ 
gen werden ſollen, ſtellt der Abg. v. Vin cke (Hagen) das Amendement, die 


— — 


di 


ofe, aber von den mate⸗ 


erfolgung ſeiner gewiß patriotiſchen Anſichten in eine andere 


3 


Ai 


—K— 1 
— \CEL CE SONNE CHEND 


lich. 


Geſandtſchaft zu Kaſſel von dem Antrage auszunehmen; die dortige Geſandt⸗ 
ſchaft ſei jetzt die wichtigſte; über den Geſandten ſelbſt ſeien Klagen laut ge⸗ 
worden; die Regierung habe in der Adreß⸗Kommiſſion aber auf das Be⸗ 
ſtimmteſte erklärt, die Jnſteultion des Herrn v. Sydow gehe durchaus nicht 
auf Vermittelung, ſondern auf Wiederherſtelluug der Verfaſſung von 1831; 
ob nun der Geſandte eine von der ſeines Miniſters abweichende Politik treibe, 
wiſſe er freilich nicht. Aber nicht um die Perſon des Geſandten, ſondern 
um die Geſandtſchaft handle es ſich. Die darmſtädter Geſandtſchaſt ſei 
entbehrlich und die Geſchäfte ließen ſich von Frankfurt aus beſorgen. Aber 
Preußen dürfe jetzt in keiner Beziehung, ſelbſt nicht in diplomatiſcher Etikette, 
hinter Oeſterreich zurückſtehen; aus dieſem Grunde könne er ſogar für Bei⸗ 
behaltung der Reſidentur in Darmſtadt ſtimmen. a 5 
Miniſter v. Schleinitz. Die beiden Heſſen ſeien wichtige Glieder des 
deutſchen Bundes; diplomatiſche Vertretung bei ihnen ſei für Preußen nicht 
in entbehren; Kurheſſen ſei politiſch und militäriſch von geradezu exceptionel⸗ 
er Wichtigkeit, das lehre ein Blick auf die Landkarte. Auf Regierung und 
Volk in Heſſen würde es einen ungünſtigen Eindruck machen, wenn Preußen 
in Kaſſel keine ſtändige Vertretung hätte; einen Beweis von wohlwollender 
Geſinnung werde das heſſiſche Volk nicht darin ſehen (hört! hört!). Dieſe 
Gründe ſeien im vor. J. maßgebend geweſen für das Haus, einen ähnlichen 


Antrag abzulehnen, und würden es hoffentlich auch heute ſein, nachdem noch 


kürzlich bei einer feierlichen Gelegenheit das Haus der Reg. die Mittel des 
Landes zur Verfügung geſtellt habe für ihre Politik. Im Ganzen und Gro⸗ 
ßen träfen dieſe Momente auch für Heſſen⸗Darmſtadt zu. — Die diplomati⸗ 
ſche Aktion Preußens dürfe nicht geſchwächt werden, am wenigſten im jetzi⸗ 
gen Augenblicke, wo die wichtigsten Verhandlungen ſchwebten, z. B. über 
die Befeſtigung der deutſchen Küſten, über bedeutende materielle Fragen. 
Abg. v. Blanckenburg: Er werde gegen die Comm. ſtimmen. Auch 
in früheren Jahren ſeien ähnliche Anträge von der damaligen Minorität 
15 und von der damaligen Majorität bekämpft worden. Wie die dama⸗ 
ige Minorität ſei ſich auch die frühere Majorität treu geblieben. Wenn es 
ſich allein vom Parteiſtandpunkte handelte, Io würde er nichts dagegen haben, 
daß der Geſandte aus Kaſſel abberufen werde. (Heiterfeit.) 

Abg. Stavenhagen: Die Alternative, welche Hr. v. Schleinitz geſtellt, 
ſei nicht zutreffend. Die Comm. wolle nicht, daß Preußen auf ſeinen Ein⸗ 
fluß in Deutſchland verzichte, aber ſie leugne, daß dieſer Einfluß auf diplo⸗ 
matiſchem Wege gefördert werde. (Bravo.) Von ganz andern Dingen ſei 
dieſer Einfluß bedingt, als von der Geſchicklichkeit unſerer Diplomatie. Der 
Kampf, den Preußen in den letzten 10 Jahren mit Oeſterreich auf diploma⸗ 
tiſchem Felde geführt, wie weit habe er uns gebracht? Es ſei beſſer, dieſen 
Kampf aufzugeben und ein anderes Terrain zu wählen. (Zuſtimmung.) 
Sollte wirklich noch eine Einwirkung unſerer Diplomatie auf die kurheſſiſche 
Regierung möglich fein? Das werde wohl Niemand glauben. Die kurheſſi ⸗ 
ſche Regierung ſei ſolchen diplomatiſchen Einwirkungen gewachſen; es müß⸗ 
ten ſchlagendere Argumente in Anwendung kommen. (Heiterkeit und Bei: 
fall.) Zu einer Vermittelung zwiſchen dem Volke in Preußen und Kurheſſen 
bedürfe es der Diplomatie nicht; die wüßten ſchon, was ſie von einander zu 
halten hätten. Ueber den Eindruck einer Abberufung des preuß. Geſandten 
auf das kurheſſiſche Volk möge ſich Hr. v. Schleinitz nur beruhigen, es würde 
die Abberufung mit großem Gleichmuthe hinnehmen, ohne deshalb von uns 
in Zukunft Bauer Theilnahme zu erwarten. (Bravo.) 

bg. v. Carlowitz: Herr von Schleinitz habe geſagt, daß unſere Di⸗ 
plomatie ſich im Auslande großer Achtung zu orten habe. Woher er 
das wiſſe? Wahrſcheinlich aus dem Munde ſeiner Kollegen im Auslande. 
Solches Lob ſei doch bedenklich. Wenn er (Redner) Miniſter des Auswär⸗ 
tigen wäre, ſo würde er ſich freuen, von auswärtigen Miniſtern ſeine Ge⸗ 
ſandten tadeln zu hören; er würde daraus ſchließen, daß ſie Energie hätten. 

Miniſter v. Schleinitz: Herr v. Carlowitz habe ihn nach ſeinen Quellen 
be at ſeien mindeſtens ebenſogut, wie diejenigen des Vorredners. 

eiterkeit. 

Abg. v. Vincke (Hagen): Der eine nenne unſere Diplomatie ſchlecht, 
und wolle fie rektiſizirt wiſſen, der andere meine, weil fie bisher ſchlecht ge⸗ 
weſen, müßte ſie ganz abgeſchafft werden. Hebe man die Geſandtſchaft in 
Rafiel auf, jo könne man alle Gejandtihaften über Bord werfen. Man 
hüte ſich davor, zu viel zu beweiſen. Dem was der Abg. v. Stavenhagen 
geſagt, müſſe er entgegnen, daß ihm kürzlich ein hervorragender Vertreter 
des kurbeſſiſchen Volkes in Berlin geklagt 1 85 daß Preußen in Kaſſel ſo 
ſchlecht vertreten geweſen ſei, der e hätte ſonſt wohl andere Saiten 
0 Eine Einwirkung der Diplomatie ſei alſo nicht abſolut unmög⸗ 

obilmachen wollte Herr Stavenhagen wohl noch nicht — das würde 
auch nicht in den Etat des auswärtigen, fee des Kriegsminiſteriums ge⸗ 
ören; — jo lange man alſo noch diplomatiich verhandle, müſſe man in 
rennenden Sragen an brennendem Punkte (und dazu gehöre Kaſſel) Ber: 
treter haben. „Wir Alle, und die Regierung an der Spitze, würden uns 
durch die Abberufung des Geſandten aus Kaſſel blamiren.“ . 
Die Aufhebung der Geſandtſchaft in Kaſſel wird darauf mit großer 
Mehrheit (dafür nur die Abgg. Behrend, Forkenbeck und Genoſſen), derjeni⸗ 


gen in Darmſtadt mit geringerer Mehrheit abgelehnt. 


Zu dem Commiſſionsantrage wegen Aufhebung des Generalconſulats in 
N bemerkt der Miniſter der auswärtigen Angelegenhei⸗ 
ten: Die Staatsregierung hat bereits früher die Gründe mitgetheilt, welche 
ſie für die Beibehaltung, wenigſtens die einſtweilige, des Generalconſulats 
in Kopenhagen beſtimmen. Dieſe laſſen ſich dahin reſumiren, daß Kopen⸗ 
hagen ae den Mittelpunkt eines vollſtändigen organiſchen Ganzen 
bildet. Die Staatsregierung muß deshalb auch jetzt noch auf ihren früheren 
Beſchluſſen beharren. Es iſt leicht eine mit Mühe geſchaffene Einrichtung 
umzuſtürzen, aber nicht ſo leicht, ſie wieder aufzurichten. Ich muß deshalb 
dringend bitten, dem Antrage der Commiſſion die Zuſtimmung nicht zu er⸗ 
5 — Der Antrag der Commiſſion wird darauf mit geringer Majorität 
abgelehnt. r 

931 der Erhöhung des geheimen Fonds des auswärtigen Miniſteriums 
um 10,000 Thlr. nimmt das Wort der Abg. v. Niegolewski: Er ſei ge⸗ 
en die Bewilligung von Geldern für geber Agenten, die, wenn ſie keine 

Gebeimniſſe aufdecken könnten, 55 elber ſolche fabrizirten. Redner 
erzählt die in Warſchau erfolgte Verhaftung eines Individuums Namens 
Stanislaus Krupski, der als agent provosateur unter der polniſchen Naben; 
ſich herumgetrieben habe. Es eirculirten mehrere Gerüchte über denſelben; 
nach dem einen ſei das Individuum in Poſen geboren, nach den andern von 
der öſterreichiſchen Polizei abgeihidt, da nach der Verhaftung für daſſelbe 
noch Gelder von der öfterr, Poli ei in Krakau eingegangen ſein ſollen. — 
Man begnüge ſich alſo nicht, daß das polniſche Vaterland etheilt ſei, ſon⸗ 
dern wolle noch durch ein gemeinſchaftliches Syſtem jeden Einzelnen ins Verder⸗ 
ben ziehen. Er halte es daher für ſeine Pflicht, von der Tribüne herab ſeine 
Landsleute zu warnen (lebhafte Zurufe der polniſchen Mitglieder), ſie zu 
warnen, nicht in dieſe Schlinge hineinzugehen. (Erneute Zurufe, ein Mitglied 
2 hr ausgeprägtem polniſchen Dialekt: „Sehr gut!“ Es entſteht darüber 

elächter.) 
Graf Cieszkowski (in heftigem Tone): Sie haben den Muth zu lachen, 
wenn unſere Landsleute bluten... (der Redner iſt in Folgendem unverſtänd⸗ 
lich.) Sie ſollten nicht lachen, es iſt eine ernſte, verantwortliche Sache. Wir 
mahnen die Regierungen, nicht auf dem abſchüſſigen Wege der Ungerechtigkeit 
fortzufahren, (Unterbrechung rechts.) ’ 
räſ. Simſon: Der Redner hat nicht von einer Regierung, ſondern 
von Regierungen Fos 45 8 
Abg. Waldeck: Ich will mit wenigen Worten motiviren, weshalb ich 
egen den Zuſchuß ſtimmen werde. Ich thue es, weil ich ein ſolch geheimes 
Boſtem für ewig ſchädlich und unnüß halte. Eine loyale Regierung kann 
auch ohne geheime Polizei regieren, Bei ke 
Abg. v. Blankenburg: Ich werde, wie früher, auch jetzt dafür ſtim⸗ 
men, Ich wundere mich nur, daß unſere Gegner nicht ebenſo konſequent 
ind wie wir. Sie ir 1 vor. Regierung ſtets gegen die Erhö— 

ung der geheimen Fonds votirt. g * 

dog. Hiedel: 6 handle fich nicht um eine geheime Polizei und deren 
Beſoldung, aber der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten habe Aus⸗ 
gaben, das wiſſe jeder, die er nicht öffentlich machen könne. — Abg. v. Blan⸗ 
kenburg: Es ſei ihm ſehr wohl bekvunt, daß es fi hier nicht um die ge: 
eheimen Fonds für das Miniſterium des Innern handle. — Abg. v. Vin ke 

Hagen): Es iſt nur der einfache Unterſchied, daß die geheimen Fonds ſich 

über in andern Händen befunden haben große Heiterkeit ). — 
Blankenburg: Obgleich die Fonds jetzt in andern Händen ſind, werden 
wir fie dennoch bewilligen. — Abg. v. Vincke: Und ſwir bewilligen fie, 
weil fie in andern Händen find (Heiterkeit). — Der Zuſchuß wird bemil- 
ligt. Der Budgetbericht it erledigt. - . 

Die Sitzung ſchließt um 3% Uhr. — Nächſte Sitzung Sonnabend 11 
Uhr. Tagesordnung: Petitionsberichte. 


Berlin, 27. Febr. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem kgl. niederl. Hauptmann, Flügel⸗Adjutanten 
und Kammerherrn v. Goedecke den rothen Adlerorden dritter Klaſſe, 
ſowie dem großh. ſächſ. Leib⸗Zahnarzt Dr. Roſtaing zu Dresden und 
dem Domänen⸗Rentmeiſter und Forſtkaſſen⸗Rendanten Rechnungs⸗Rath 


Meyer zu Neundorf, im Kreiſe Gardelegen, den rothen Adlerorden 
N 


bg. von]! 


484 


vierter Klaſſe zu verleihen; den Staatsanwalt bei dem Stadtgericht in 
Berlin, Grafen zur Lippe, zum Ober⸗Staatsanwalt bei dem Kammer⸗ 
gericht, und den bisherigen Staatsanwalt bei dem Kammergericht, Dr. 
v. Schelling, zum Staatsanwalt bei dem Stadtgericht in Berlin, 
ſowie den Ober-Bauinſpektor, Baurath Monjé zu Münfter zum Re: 
gierungs⸗ und Baurath zu ernennen; ferner dem Oberamts-Wundarzt, 
Hebammenlehrer und praktiſchen Arzt Rappold zu Sigmaringen und 
dem praktiſchen Arzt ıc. Dr. Mahlendorf in Cöslin den Charakter 
als Sanitäts⸗Rath zu verleihen. 

Der zum Regierungs- und Baurath beförderte Ober-Bauinſpektor, 
Baurath Monje zu Münſter iſt an die kgl. Regierung zu Minden 
verſetzt worden. Der Bauinſpektor Gottgetreu zu Oppeln iſt zum 
kgl. Ober⸗Bauinſpektor ernannt und demſelben die Ober-Bauinſpektor⸗ 
Stelle zu Münſter verliehen worden. 

Am Gymnaſium zu Hamm iſt die Beförderung des ordentlichen 
Lehrers Dr. Schnelle zum Oberlehrer, und am Gymnaſium zu In⸗ 
ſterburg die Anſtellung des Schulamts⸗Candidaten Dr. Schwarzloſe 
als ordentlicher Lehrer genehmigt worden. 8 

Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht: Dem Seconde— 
Lieut. a. D. v. Etzel zu Berlin, zuletzt im Kaiſer Alexander Garde— 
Grenadier-Regt. (Nr. 1), die Erlaubniß zur Anlegung des von des 
Königs von Dänemark Maj. ihm verliehenen Danebrog⸗Ordens dritter 
Klaſſe zu ertheilen. (St. ⸗A.) 

Oeſterrei ch. 

* Wien, 27. Febr. [Die Verfaſſungsfragel iſt erledigt; 
die „Wiener Ztg.“, 9 Bogen ſtark, verkündet heut, wie telegraphiſch 
angezeigt, das Geſetz über die Reichsvertre tung, welchem mittelſt 
allerhöchſtem Patents vom 26. Febr. die Kraft eines Staatsgrund⸗ 
geſetzes beigelegt wird. (Näheres in der nächſten Nummer d. Ztg.) 


Ruß lan d. 

A Warſchau, 26. Febr. [Eine Demonſtration.] Zur 
Erinnerung an die denkwürdige Schlacht bei Grochow (in der Nähe 
von Warſchau belegen), durch welche im Jahre 1831 die polniſche 
Armee einen bedeutenden Sieg über die Ruſſen davongetragen hat, 
ſollte am geſtrigen Tage auf dem Schlachtfelde ein Gottesdienſt abge⸗ 
halten werden. Da dieſe Abſicht ſchon viele Wochen vorher der Res 
gierung bekannt geworden war, ſo ſoll darüber von hier in St. Pe⸗ 
tersburg angefragt worden ſein, um Verhaltungsmaßregeln zu erhalten. 
Man erzählt ſich, der Kaiſer habe hierauf geantwortet, daß den Polen 
zu beten unbenommen fei, daß aber gehörig überwacht werden möge, 
damit mit dem intendirten Gottesdienſt nicht politiſche Demonſtrationen 
verbunden würden. 

In Folge dieſer Beſtimmung ließ man die Leute gewähren. Die 
Polizei⸗ und Militärbehörden hatten aber umfaſſende Sicherheitsmaß⸗ 
regeln getroffen, um etwaige Ruheſtoͤrungen ſofort niederzudrücken. 

Geſtern Morgen luden nun Anſchlagezettel zur Theilnahme an 
dem oben erwähnten Gottesdienſte ein. Gegen 30,000 Menſchen 
verſammelten ſich um 6 Uhr Abends auf dem alten Markt, um ſich 
der von dem auf der Fretaſtraße belegenen Paulinerkloſter ausziehen⸗ 
den Prozeſſion anzuſchließen. Vorher waren indeſſen unter dem Com⸗ 
mando eines Generals die angrenzenden Straßen, der alte Markt 
ſelbſt, mit Artillerie, Kavallerie und Infanterie ſtark beſetzt worden. 
Dem Andrang der ſich verſammelnden Menge wurde kein Hinderniß 
in den Weg gelegt. Um 63 Uhr ſetzte fi wie oben bemerkt vom 
Paulinerkloſter aus, unter dem Läuten der Glocken, die Prozeſſion in 
Vewegung. Voran eine größere Anzahl Fackelträger; ihnen folgten 
die Kirchenfahnen und unter dieſen eine große rothe Fahne mit dem 
polniſchen weißen Adler. Ein einmüthiger Freudenruf begrüßte dies 
Zeichen, worauf der Ruf erſcholl: Beten! Die ganze verſammelte 
Menge warf ſich zu Boden und verrichtete ein etwa 5 Minuten langes 
Gebet. Hierauf ſollte ſich der Zug wiederum in Bewegung ſetzen. 
Da ertönte ſeitens des Militärbefehlshabers das Commandowort Vor⸗ 
wärts, und eine Abtheilung ſchwerer Reiter ſprengte in die dichtgedräng⸗ 
ten Menſchenhaufen ein. Da dieſe dem Andrange der Kavallerie nicht 
ſofort zu weichen im Stande waren, ſo wurde von der blanken Waffe 
Gebrauch gemacht und in die wehrloſen Maſſen eingehauen. Man 
erzählt, daß eine Menge Verwundungen und auch einige Todesfälle 
vorgekommen ſein ſollen. Das Letztere iſt nicht verbürgt. Der Ober⸗ 
Polizeimeiſter, welcher den Befehl zum Vorwärtsgehen der Truppen 
gegeben haben ſoll, wurde von der aufgeregten Menge mit Straßen: 
koth beworfen, und wie man wiſſen will, aus dem Wagen geriſſen 
und ſtark beſchädigt. 

Soviel habe ich bis jetzt in Erfahrung bringen können, Näheres 
ſpäter. Zahlreiche Verhaftungen wurden heute und auch ſchon geſtern 
auf der Stelle vorgenommen. 

Die hier tagende Verſammlung des landwirthſchaftlichen 
Vereins hält taͤglich Sitzungen, die ſehr zahlreich beſucht ſind. Die 
ganze Stadt nimmt den lebhafteſten Antheil an den Berathungen. 
Man ſagt, die Versammlung beabſichtige, eine Deputation an Se. Ma: 
jeſtät den Kaiſer nach St. Petersburg mit der Bitte zu ſenden, der 
Stadt Warſchau die Univerſität wieder zu verleihen. Es iſt zu be⸗ 
zweifeln, daß nach den verſchiedenartigen Demonſtrationen, welche im 
Laufe der letzten Monate hier ſtattgefunden haben, der Kaiſer geneigt 
ſein wird, einen ſolchen Gnadenakt zu üben. 


Liegnitz, 24. Febr. [Perſonal⸗Chronik.] Es wurde beftätigt: die 
Volation für den bisberigen Lehrer in Goldberg, K. F. H. Staake, zum 
Lehrer an der evang. Stadtſchule in n für den bisherigen Lehrer 
in Steinſeiffen, G. W. Göbel, zum Lehrer und Organiſten in Rüſtern, Kreis 
Liegnitz, für den bisherigen Lehrer⸗Subſtituten in Langwaſſer, J. Schindler, 
zum Lehrer, Küſter und Organiſten in Groß⸗Hartmannsdorf, Kr. Bunzlau. 
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Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 27. Febr., Nachm. 3 Uhr. Ununterbrochene Geſchäftsſtille. Die 
Zproz. eröffnete zu 68, 05, fiel auf 67, 90 und ſchloß zu dieſem Courſe bei 
Gefhäft in matter Haltung. Conſols von Mittags 12 Uhr 
Schluß⸗Courſe: zproz. Rente 67,90. 4 Kprz. 
Spanier 40%. Silber⸗Anleihe 
Credit⸗mobilier⸗Aktien 658. 


ei 
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amburg, 
Schkuß⸗Courſe: 
Vereinsbank 99%. 
Hamburg, 27. 
auswärts unverändert. 


National⸗Anleihe 51. 
Norddeutſche Bank 86%. Diskonto — Wien —. 
Februar. [Getreidemarkt.] Weizen loco und ab 
Roggen loco unverändert, ab Königsberg pr. Früh⸗ 


2 


9 1 8 
eſtrige Preiſe ſchwach behauptet. — 
202 8 ® 


jahr auf 80 gehalten. Del pr. Mai 33%, vr. Oktober 24%. (affe, 
Zint A fehlend, namentlich Santos gut zu laſſen. Umſatz 2000 Sack. 
Zink ſtille. 

Liverpool, 27. Februar. [Baumwolle.] 10,006 Ballen Umſatz. — 
Preiſe gegen geſtern unverändert. 
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Berliner Börse vom 27. Februar 1861. 


Fonds- und Geldcourse. nt 5 
Freiw. Staats-Anleihe]41,]101 bz. || Oberschles, C. — 3124 i. Pst bz. 
Staats- Anl. von 1850, dito Prior Al 
52, 54, 55, 56, 57141,11011, ba. dito Prior B.. — 3½ 80% br 
dito 1853| 4 |u74, G. Verk. fehl.] dito Prior ©. .| — 4 = 
dito 1859] 5 103 ½ be. dito Prior D.. — 4 88½ bz 
Staats-Schuld-Sch. . 3 ½ 87 % bz. || dito Prior E.. — 2,78% ba 
Präm.-Anl. von 1855 3 117 B dito Prior F. — Alus B. 
Berliner Stadt-Obl. 44 ½ 101 6. Oppeln-Tarnow. | % 33% br 
Kur- u. Neumärk. 31,191, bz. Prins-W. (StV) — | 4 63 15 bz 
dito dito 4 |100%, be. Rheine — 42 b 
Pommersche .. . . 31489, bz. | aito (st) Pr. — 42 K. 
2) dito neue 4 197%, B | dito Prior... | 486 8 
©] bposens che 40% 0. dito v. St. gar. — 181 bz 
2 dito ...... . .. BERG. Rhein-Nahebahn | — 425% bz 
| dito neue. 107 89% br. Ruhrort-Crefeid. | — ½— 
Schlesische 3½(—— — Starg.-Pose „ 683 ½ B 
© Kur- u. Neumärk. | 4 |%6%, bz rt = 1033 B 
@ |Pommersche ..... 4.97 B. | Wilhelns-Bahn . 4 136% ba 
S |Posensche .....-.| 4 |924, ba. Alto Prior e ll 
5 | Preussische ......| 4 95%, be. dito III. Em. | — 11% 88 < 
= | Westf. u. Rhein. 4 [957, G. and Prior Be |. Else 
SS Sig 8 4 
Sächsische 4 07 G. dito dito | — 5 180% B 
(Schlesische. 4954 ©. — 
Louisdof: ...u.cur... — 10914 8. Preuss. und ausl. Bank-Actien. 
Goldkronen . 9. 5 G. Div.) 2.- 
— — — — — 1860 F. 
Auslandiscke Fonds. Berl. K. Verein. 84 5 0. 
Oesterr. Metall. . 5 44 B. Berl.-Hand.-Ges. | — | 4 1 6. 
dito öder Pr.-Anl. 467 B. Berl. W.-Cred. G — 5 — — 
dito neue 100-f.-L.) — 51 ½ bz Braunschw.Bank | — 466 ½ B. 
dito Nat.-Anleihe . 5 52½, Ende ½ bz. Bremer * 5 499 B. 
Russ.-engl. Anleihe..| 5 102% ba. Coburg. Credit-A.| — | 4 |42 k. 
dito 5. Anleihe...) 5 88% etw. bz. u. G. || Darmsts Zettel-B.| 724) 405% B. 
dito poln. Sch.-Obl.| 4 81 ½ bz. Darmst. (abgest.) 4 14 72% à 16 bz 
Poln. Pfandbriefe. 4 |— — Dess. Creditb.-A. 4 113%, ba. u. G. 
dito III. Em. . . . 485 % bz. Dise.-Cm.-Anthl, | — | 4 Eh 4% bz. u. G. 
Poln. Obl. à 500 EI. . 4 91 8. Genf. Creditb.-A. — 4 21% ba. (i. D.) 
dito aà 360 Fl. . 5 93 ½ G. Geraer Bank ...| 4 | 4 |70 bz. 
dito à 200 Fl. . — 23 G, Hamb. Nrd. Bank) 4 | 4 85½ 6 
Kurhess. 40 Thlr. ...|— 304 B. er D 447 4100 B 
Baden 35 El.. . . . — 130% B. Hannov. = 4 5 6 
East 1 
Actien-Course, ee S 1 — = 6. D 
Div. Zu Magd. Priv. „ 1334| 4 |78% G 
1860| b. Mein.-Creditb A — | 4 |67% 0 
Aach.-Düsseld. . — 3746. Minerva-Bwg.-A. | -- | 5 |20%, B 
Aach.-Mastricht. | — 19 bz. Oester. Crätb.-A.| — | 5° 158 4 57 bz 
Amst.-Rotterdam| — | 4 84% G. Pos, Prov.-Bauk 5% 4 |82 G. 
Berg.-Märkische | — | 4 [84% bz. Preuss. B.-Anthl — 141411287, B. 
Berlin-Anhalter ( — | 4 12½ bz. Schl. Bank-Ver. | 5 479 Klgkt. bz. 
Berlin-Hamburg. | — | 4 |110%, bz. Thüringer Bank | — | 4 52 G. 
Berl.-Potsd.-Mgd | — 4139 bz. Weimar. Bank. — | 4 74 B. 
Berlin-Stettiner .| -- | 4 |1081, bz. (i. D.) . 
Breslau-Freibrg. | — | 4 8970 90% à 90 bz Wechsel-Course. 
Göln-Mindener ..| — 3½ 138 bz. Amsterdam k. 8.142 bz. 
Franz St.-Eisenb.] — 58120 à 128½ bz. dito 2 M. 141% bz 
Ludw.-Bexbach. | 9 | 4 |129%, 6. Hamburg K. S. 1504 bz 
Magd.-Halberst. .| — | 4 |1944, 6. dito 2 M. 150% bz 
Magd.-Wittenbrg.— | 4 33½ bz. London 3 M.I6. 19½ G 
Mainz-Ludw. A. | — | 4 1991, B. (m. C. N. 3) [ Paris.. ++. +++ 2 M.|79%, bz. 
Mecklenburger..| — | 4 46½ bz. u. B. Wien österr. Währ. 8 T. 68 bz. 
Münster-Hammer| — | 4 03 G. ad „ dea 2 M. 67 bz. 
Neisse-Brieger..| — | 4 [51% G Augsburg 2 M. 56. 2 G 
Niederschles. ...| — | 4 |95 6. . 3 8 T. 99 % bz 
N.-Schl.-Zweigb.— | 4 I — — RR 2 M. 99 % G 
Nordb. (Fr.-W.) | — 4 144%, 4 4% bz. Frankfurt a. M. . 2 M. (56. 24 ( 
dito Prior — 4½ 100% G. Petersburg ZW. 963% br 
Oberschles. A...| — 3½ 124 J. Pst. bz. Warschau ch ba. 
dito B 3½11½ B. Bremen 8 T. 109 ½% ba. 


Berlin, 27. Febr. Die Börſe war heute im Ganzen etwas matter. — 
In Oeſterreich ſind die lange erſehnten Verfaſſungspublikationen endlich er⸗ 
folgt, und obgleich in Berückſichtigung der früheren Zuſtände eine Unzufrie⸗ 
denheit mit dem Maße des Gewährten kaum gerechtfertigt wäre, jo verhält 
ſich die wiener Boͤrſe heute doch mehr als gleichgiltig. Die Notirungen kom⸗ 
men nicht beſſer als geſtern, in Kreditakkien ſelbſt nach einer anſehnlichen 
Steigerung an der Frühbörſe ſchlechter. Welche Umſtände hierbei obwalten, 
läßt ſich nicht erkennen. Jedenfalls hat dieſe Erſcheinung auf die Coursent⸗ 
wickelung unſerer Bötje Einfluß geübt. Für dieſe fehlten überdies auch ſonſt 
die Bedingungen eines belebten Geſchäfts. Der Liquidationsverkehr ſtand 
im Vordergrunde, und beſtimmte die Entwickelung der durch ihn berührten Pa⸗ 
piere, die übrigen waren eher angeboten, und nur einzelne, für die beſondere eine 
Hauſſe begründende Umſtände vorhanden ſind, namentlich Freiburger Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien und Aachen⸗Maſtrichter Prioritäten, waren dringend begehrt 
und verkehrten in rapider Coursſteigerung. Die Liquidation ging ohne 
Schwierigkeiten vor ſich, die zum Theil nicht jebr mäßigen Deports (% % 
für Nat.⸗Anleihe, 4 Thlr. für Franzoſen, 4— % % für öſterſt. Kredit) er. 
klären ſich aus dem Geldſtande. Für Disconten erhielt ſich Geld auf 24 4 
wozu jedenfalls anzukommen war, für feinſte berliner Wechſel ſelbſt darunter, 

Die Steigerung der Freiburger um 2 % bis 90% (pro März mit An⸗ 
kündigung 90%) erklärt fi aus der jetzt erfolgten Feſtſtellung der Divi⸗ 
dende auf 5½ und der etwa 6000 Thalern betragenden Mehreinnahme 
im Februar. 

Für olniſche Noten ermäßigte ſich das Gebot um Y% auf 86%, eben 
ſo war Warſchau um nachgebend, zu 87 beliebt. (Aus Petersburg wurde 
vom geſtrigen der Cours auf London mit 34946 telegraphirt.) Oeſterreichiſche 
Noten verkehrten unverändert, Wiener kurze Briefe zu 68 % — , im Durch⸗ 
ſchnitt alſo wie geſtern; von langen Sichten wurde anfänglich ein Poſten 
zu 68 genommen, ſpäter ſtellten ſie ſich ebenfalls auf den geſtrigen Cours 


von 67%. : 
i Induſtrie⸗Papiere wie letzt; nur Magdeburger Feuerverſicherungs⸗Aktien 
abermals 3 Thlr. theurer geſucht (403). (B.⸗ u. 9.3.) 


pr. 2100 Pfd. 


Br., Frühjahr 25% Thlr. bez. und G 
Gld., 26 


. 20% — , Thlr. bez., Br. und Gld., Juni⸗Juli 21—21 7, 
bez., Juli⸗Aug. 214 —% 


Weizen 


Breslau, 28. Febr. F Flau für alle Getreide: 
körner, Zufuhren wie Angebote von Bodenlägern ſehr mittelmäßig, geringer 
Begehr und Preiſe reg een — bene E. les 

ider Farben in matter Haltung, nur feine Qualitäte en no 1 
7 0 a Spiritus matter, pro 100 Quart loco 


Sgr. Sgr. 


— — 7 — — 
. 80 86 92 96 Winterraps. . 0 94 96 98 100 
78 85 90 94 Winterrübſen 80 84 87 89 91 


ebr. 20% B. u. G. 


Weißer Weizen 
Gelber Weizen 


Brenner-Weizen . 68 72 76 78 Sommerrübſen 75 80 84 86 88 
Roggen A . . 57 59 61 68 Schlagleinſaat 70 75 80 85 90 
Geste . . . 48 52 56 60 Thlr. 
Hafer. . . 28 80 82 34 „ 
Kocherbſen R 60 62 64 66 Rothe Kleejaat 11741374154 164 17% 
uttererbjen . 54 56 58 60 Weiße dito 12 15 18 20 
en ae EEE 45 50 53 56 |Thymothee . 8 9 10 10% 1 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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